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POLITISCHE STIFTUNGEN –  
EIN MARKENZEICHEN DER DEUTSCHEN  
ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT 
 

 

|| Dietmar Ehm 

 

Den politischen Stiftungen1 wird in der 
deutschen Entwicklungszusammenarbeit ei-
ne bedeutende Rolle zugeschrieben. Sie 
seien „Wegbereiter einer toleranten und 
aufgeklärten Weltbürgergesellschaft“2 (Joa-
chim Gauck), ihr Engagement sei wichtig, 
„um weltweit die Achtung der Menschen-
rechte voranzubringen, Demokratie und 
faire Teilhabe“3 (Horst Köhler). Mit diesen 
Worten würdigten deutsche Bundespräsi-
denten die politischen Stiftungen und impli-
zierten damit die Frage, worin die besonde-
ren Potentiale liegen, die deren Arbeit aus-
zeichnet. 

Die Ausgangslage der politischen Stif-
tungen ist einzigartig.4 Sie sind ein Teil der 
politischen Kultur der Bundesrepublik 
Deutschland. Ihre Arbeit im Inland drückt 
eine Verantwortung aus, die politische Bil-
dung und praktische Politikberatung nicht 
allein staatlichen Institutionen überlässt, 
sondern subsidiär den meinungsprägenden 
gesellschaftlichen Kräften zuordnet. Die 
politischen Stiftungen beteiligen sich aber 
nicht an dem Ringen um politische Macht. 
Die organisatorische und personelle Unab-
hängigkeit der Stiftungen von den politi-
schen Parteien ist eine Voraussetzung dafür, 
dass ihr Handeln verfassungskonform ist. 
Die Stiftungen sind dennoch politisch nicht 
neutral; sie gründen in weltanschaulichen 
Politikströmungen, die allesamt innerhalb 
des demokratischen Spektrums zu verorten 
sind. Sie eint der Konsens, der eine pluralis-

tische Ordnung trägt. Sie trennen Werte und 
Zielvorstellungen der ihnen nahestehenden 
politischen Grundströmungen. In der Ver-
bindung von Gemeinsamem und Trennen-
dem entstehen unverwechselbare Einrich-
tungen. 

Die besondere Ausgangslage in Deutsch-
land bestimmt das Potential in der interna-
tionalen Arbeit. Die Projekte in den Koope-
rationsländern fügen sich in die Wertvorstel-
lung ein, die eine politische Stiftung kenn-
zeichnet. Eine politische Stiftung verbindet 
zudem globale Fragen mit nationalen The-
men. Der Austausch von Erfahrungen ge-
winnt an Bedeutung. Den Stiftungen öffnet 
sich ein privilegierter Zugang zu den Ent-
scheidungsträgern in Wirtschaft, Staat und 
Gesellschaft. Dialogprogramme betonen die 
Rolle der Stiftungen in der Kommunikation 
über Landesgrenzen hinweg. 

 
Die politischen Stiftungen begründen ih-

re Legitimität und ihre Autonomie mit dem 
Selbstverständnis, den für die deutsche De-
mokratie typischen Pluralismus zu verkör-
pern. Da sie Aufgaben übernehmen, die an-
sonsten der Staat erfüllen müsste, ist ihre 
Finanzierung durch öffentliche Mittel ge-
rechtfertigt. Politische Stiftungen erhalten 
aus dem Bundeshaushalt Zuwendungen, die 
dem Stärkeverhältnis der politischen Grup-
pierungen in den letzten Legislaturperioden 
entsprechen.5 Die Finanzierung durch par-
lamentarische Entscheidung verdeutlicht: 
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die Stiftungen handeln nicht im Auftrag der 
Bundesregierung. Politische Stiftungen sind 
keine Durchführungsorganisationen, son-
dern unabhängige Träger einer pluralistisch 
verstandenen politischen Entwicklungszu-
sammenarbeit. Sie verfügen über Hand-
lungsmöglichkeiten, die von den Vereinba-
rungen im Rahmen der bilateralen staatli-
chen Entwicklungszusammenarbeit unab-
hängig sind. 

 
Pluralismus als Kernbotschaft 

 
Politische Stiftungen agieren selbststän-

dig bei der Wahl ihrer Projektländer, aber 
auch ihrer Partner und ihrer Themen. Da die 
Stiftungen nicht an das Neutralitätsgebot 
staatlicher Zusammenarbeit gebunden sind, 
können sie ihre Partner aufgrund ihrer welt-
anschaulichen Ausrichtung wählen. Da die 
Stiftungen über die Schwerpunkte ihrer Zu-
sammenarbeit selbst entscheiden, können 
sie Entwicklungen aufgreifen, die über das 
vorherrschende Meinungsbild hinausgehen. 
Stiftungen sind zudem in Ländern tätig, die 
die staatliche Entwicklungszusammenarbeit 
nicht als Kooperationsland einstuft. Die en-
gen Verbindungen mit den politischen Insti-
tutionen der Bundesrepublik, mit Regierung 
oder Opposition, insbesondere mit deren 
Entscheidungsstrukturen, verleiht den Stif-
tungen auch im Ausland politisches Ge-
wicht. Durch die Nähe zu weltanschaulich 
unterschiedlichen Parteien gewinnen ihre 
Beratungs- und Kooperationsangebote be-
sondere Authentizität. Dies macht es ihren 
Partnern im Ausland einfacher, auf der Basis 
politischer Übereinstimmung Vertrauen 
aufzubauen. 

Durch die eigenständige Auswahl der 
Partner, durch die thematische Schwer-
punktsetzung und die meist langjährige 
Zusammenarbeit entstehen nachhaltige 
Netzwerke. Jede Stiftung hat ihre eigenen, 
untereinander nicht austauschbaren Kontak-
te. Nur in der Zusammenschau decken sie 
die Situation in einem Land ab. In den 
Netzwerken werden Erfahrungen und Wissen 
ausgetauscht, sie durchdringen und verän-
dern Gesellschaften. 

Die Langfristigkeit der Zusammenarbeit 
ermöglicht eine intensive Planung und Um-
setzung der Maßnahmen. Ziele, Ergebnisse 
und Aktivitäten werden im Einklang mit den 
Partnern vor Ort und mit deren Möglichkei-
ten angegangen und laufend bewertet. Die 
entwicklungspolitische Theorie beklagt als 
Folge einer  fragmentierten Entwicklungszu-
sammenarbeit Effizienz- und Effektivitäts-
verluste sowie die Unterminierung der Ei-
genverantwortung und Gestaltungsautono-
mie der Partner. Dem halten die Stiftungen 
entgegen, dass hier die Ausnahme die Regel 
bestätige: neue Forschungen zeigen, dass 
ein „Markt für Demokratie“, in dem zahlrei-
che Geber ihre verschiedenen, aber dennoch 
in der Grundidee kompatiblen Demokratie-
konzeptionen anbieten, die größten Erfolge 
erreicht.6 Auch setzen die Stiftungen ihre 
Vorstellung nicht an die Stelle der Urteile 
ihrer Partnerorganisationen. Sie konzentrie-
ren ihre Anstrengungen darauf, gemeinsam 
Organisation und Inhalte zu entwickeln.  

Die Stiftungen sehen voller Sorge, dass 
weltweit Restriktionen gegenüber der Zivil-
gesellschaft zunehmen. Insbesondere NGOs, 
die eine offene Gesellschaft unterstützen, 
sind hiervon betroffen. Regierungen be-
fürchten, die Kontrolle über innenpolitische 
Entwicklungen zu verlieren; autoritäre 
Machthaber sorgen sich, dass sie wegen 
Repression, Willkür und Privilegien-
wirtschaft an den Pranger gestellt werden. 
NGOs können eine Organisationsbasis für 
die Verfechter von Menschenrechten und 
guter Regierungsführung sein. Infolgedes-
sen regulieren Gesetze die Zulassung, ein 
restriktives Verhalten der Behörden be-
schneidet zusätzlich Handlungsmöglichkei-
ten. Voraussetzung und Ziel der Arbeit der 
politischen Stiftungen werden so in Frage 
gestellt. Die politischen Stiftungen fordern 
daher ein Umfeld, das zivilgesellschaftli-
chem Engagement förderlich ist. 

 
Zwischen Staat und Zivilgesellschaft 
 

Die Arbeit der politischen Stiftungen er-
folgt vor allem in den Bereichen guter Regie-
rungsführung und politischer Mitwirkung 
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der Zivilgesellschaft. Dies gestaltet Rah-
menbedingungen, die für Entwicklung ent-
scheidend sind. Seminare vermitteln Kennt-
nisse über demokratische Werte und Verhal-
tensweisen, über Institutionen und inhaltli-
che Schwerpunkte. Stipendien fördern en-
gagierte Einzelpersonen, die Kooperation 
stärkt gesellschaftliche Strukturen. Parla-
mente werden im Hinblick auf ihre Gestal-
tungs- und Kontrollfunktion beraten, Regie-
rungen bei der effizienten Organisation der 
Verwaltung und der Umsetzung von Geset-
zen unterstützt. Die Justiz wird gefördert, 
um Rechtssicherheit herzustellen. Die Stär-
kung des Staates und die Förderung von 
Partizipation stehen aber nur scheinbar im 
Widerspruch zueinander. 

Eine funktionsfähige Demokratie benötigt 
einen starken Staat, um Rechtsstaatlichkeit 
und gute Regierungsführung durchzusetzen. 
Rechtsstaatlichkeit setzt regelgebundenes 
staatliches Handeln an die Stelle von indivi-
dueller Machtfülle. Gute Regierungsführung 
ist ein wirkungsvolles Mittel im Kampf ge-
gen Korruption und Klientelismus. Demokra-
tische Regierungen brauchen einen funkti-
onsfähigen Verwaltungs- und Justizapparat. 
Erst unter rechtsstaatlichen Bedingungen 
kann sich auf Dauer eine Zivilgesellschaft 
entfalten. 

Die wesentlichen Elemente von Demokra-
tie entwickeln sich jedoch in der zivilen 
Gesellschaft. Aus ihr kommen Impulse für 
die politische, soziale, ökologische und 
wirtschaftliche Gestaltung. Partizipation 
bedeutet nicht nur Mitsprache, sondern 
auch Beteiligung am sozialen, kulturellen 
und wirtschaftlichen Leben eines Landes. 
Armutsbekämpfung und ländliche Entwick-
lung, Beiträge zur Fortbildung, auch zur 
beruflichen Bildung, die Förderung wirt-
schaftlicher Aktivitäten, Maßnahmen zur 
gleichberechtigten Teilhabe von Mann und 
Frau, die Etablierung unabhängiger Medien: 
auch diese Projekte fördern den Pluralismus 
und können Ansatzpunkte für die Arbeit 
einer politischen Stiftung sein. 

Die besonderen Potentiale der Stiftungen 
kommen in einem sich verändernden ent-
wicklungspolitischen Umfeld zum Tragen. 

Um die Zukunftsfähigkeit der politischen 
Stiftungen zu beurteilen, lohnt sich ein Blick 
auf die Veränderungen, die sich in den letz-
ten Jahren in der Entwicklungszusammenar-
beit ergeben haben.7 
 
Beyond Aid!? 
 

Auch wenn nun die Dekade der  Millenni-
umsentwicklungsziele endet, ist der Kampf 
gegen Armut, Unterernährung und soziale 
Ungleichheit nicht beendet. Seine Dringlich-
keit wird durch den Klimawandel und die 
Folgen insbesondere für die Menschen der 
Entwicklungs- und Schwellenländer ver-
stärkt. Es geht darum, globale öffentliche 
Güter zu gewährleisten: wirtschaftliches 
Wohl und soziale Gerechtigkeit, Menschen-
rechte und Sicherheit, auch Nachhaltigkeit 
und Schutz der Umwelt. Kein Land kann 
diese Bereiche aus eigener Kraft gestalten, 
es braucht gemeinsame Konzepte und finan-
zielle Anstrengungen, es braucht die Etab-
lierung internationaler Regime. 

Entwicklungszusammenarbeit ist durch 
ihre Beiträge die Zukunftspolitik schlecht-
hin. Von ihr gehen Diskussionen um die 
Tragweite des eigenen Lebensstils aus. Die 
Ziele nachhaltiger Entwicklung (SDGs), die 
die Vereinten Nationen Ende September 
2015 verabschieden, wenden sich an alle 
Staaten der Erde. Nachhaltigkeit wird aber 
nur zu erreichen sein, wenn sich das Verhal-
ten jedes Einzelnen verändert.  

Erfolge im Zuge entwicklungspolitischer 
Maßnahmen und weltwirtschaftlicher Ver-
änderungen führten in den letzten Jahrzehn-
ten auch zu einschneidenden Veränderun-
gen in der globalen Wohlstands- und Ar-
mutsarchitektur. 

Auf der einen Seite ist der Blick auf fragi-
le Staaten gerichtet.8 Da sie meist von Kon-
flikten und Gewalt geprägt sind, gehen von 
ihnen regional und global destabilisierende 
Wirkungen aus. Das Versagen des Staates, 
seine Bürger vor Armut und Gewalt zu be-
wahren, ist ein Grund, warum ihm seine 
Bürger die Legitimität absprechen. Es fehlen 
funktionierende Institutionen, es fehlt eine 
gleichberechtigte Teilhabe. Es fehlt die 
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Identifikation der Herrschenden mit dem 
Gemeinwohl. Entwicklungszusammenarbeit 
ist im traditionellen Sinn gefordert, um die 
Erfüllung menschlicher Grundbedürfnisse 
sicherzustellen, vor allem aber auch um 
langfristig staatliche Institutionen aufzu-
bauen und zu stabilisieren. Gerade die poli-
tischen Stiftungen  leisten hier mit ihrem 
Engagement und der Vielfalt ihrer Konzepte 
einen wertvollen Beitrag. 

 
Auf der anderen Seite stehen Länder mit 

mittlerem Einkommen und Schwellenländer, 
die von Modernisierungsprozessen profitiert 
haben und mit neuem Selbstbewusstsein 
eine Mitsprache bei der Gestaltung interna-
tionaler Ordnung einfordern.9 Da diese Län-
der vor enormen Herausforderungen ange-
sichts sozialer Ungleichheit stehen, auch mit 
der Achtung der Menschenrechte und den 
Ansprüchen guter Regierungsführung kon-
frontiert sind, benötigen sie selbst Refor-
men. Die Entwicklungszusammenarbeit kann 
fehlende Initiative finanziell nicht ausglei-
chen. Sie kann aber andernorts erfolgreiche 
Programme vorschlagen. Deutschland kann 
beispielsweise seine Erfahrungen mit dualer 
Berufsbildung, mit sozialen Sicherungssys-
temen, mit Föderalismus und kommunaler 
Selbstverwaltung einbringen. 

Zugleich müssen alle Länder in eine 
Partnerschaft im Sinne der Umsetzung glo-
baler öffentlicher Güter eingebunden wer-
den. Entwicklungspolitik muss sich als glo-
bale Ordnungspolitik verstehen und politi-
sche, soziale, ökonomische und ökologische 
Elemente mitgestalten. Entwicklungszu-
sammenarbeit muss hier Allianzen mit ande-
ren Politikfeldern im Sinne wechselseitiger 
Ergänzung eingehen. Deutschland kann ins-
besondere auf die Erfahrung sozialer 
Marktwirtschaft, die wirtschaftliche Effizi-
enz mit ökologischer Nachhaltigkeit und 
sozialer Gerechtigkeit verbindet, verweisen. 

Den Stiftungen kommt die Weiterentwick-
lung von Entwicklungszusammenarbeit im 
Sinne von 'Beyond Aid' entgegen. Sie sind 
für ein Politikfeld prädestiniert, in dem es 
um Kooperation und Dialog, um inhaltliche 
Schnittmengen, einvernehmlich abgestimm-

te Programme und beispielhafte Ergebnisse 
geht. Indem politische Stiftungen Rechts-
staat und Zivilgesellschaft fördern, treten 
sie für unverzichtbare Rahmenbedingungen 
von Entwicklung ein. Sie artikulieren Erfah-
rungen aus dem deutschen Umfeld. Langjäh-
rige Partnerschaften und das damit einher-
gehende Potential an Vertrauen unterstrei-
chen die Möglichkeit, einen offenen Dialog 
um konzeptionelle Vorstellungen zu führen. 
Da er pluralistisch geprägt ist, ist er dem 
Wesen demokratischer Konsensfindung an-
gemessen. Es geht nicht um technische Fra-
gen, es geht vielmehr um eine wertegebun-
dene Gestaltung der Globalisierung. 

 
||  Dr. Dietmar Ehm 

Referatsleiter Grundsatzreferat im Insti-
tut für Internationale Zusammenarbeit 
der Hanns-Seidel-Stiftung 
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